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Satzung über die Erhebung eines Kurbeitrages in der 
Gemeinde Bad Klosterlausnitz 

 
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 21 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung 
(ThürKO) vom 16. August 1993 in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 30. Dezember 
2025 (GVBl. S. 22, 47) sowie der §§ 1, 2 und 9 des Thüringer Kommunalabgabenge-
setzes (ThürKAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. September 2000 
(GVBl. S. 301) zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2. Juli 2024 (GVBl. 
S. 277, 288) hat der Gemeinderat der Gemeinde Bad Klosterlausnitz in der Sitzung 
vom 11.05.2026 mit Beschluss-Nr. GR/BKL/014/2026 folgende Satzung über die Er-
hebung eines Kurbeitrages beschlossen. 

 
§ 1 

Erhebung eines Kurbeitrages 
 
(1) Die Gemeinde Bad Klosterlausnitz ist staatlich anerkanntes Heilbad. 
 
(2) Die Gemeinde erhebt für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung und Unterhaltung 

der zu Heil-, Kur- oder Erholungszwecken bereitgestellten Einrichtungen und Anlagen 
(nachfolgend Kureinrichtungen) für die zu diesen Zwecken durchgeführten Veranstal-
tungen (nachfolgend Kurveranstaltungen) einen Kurbeitrag. Dieser ist eine öffentlich-
rechtliche Abgabe. 

 
(3) Für die Benutzung von Kureinrichtungen und für die Teilnahme an Kurveranstaltun-

gen, die besondere zusätzliche Aufwendungen erfordern, kann neben dem Kurbei-
trag ein zusätzliches Entgeld erhoben werden. 

 
§ 2 

Erhebungsgebiet 
 

Das Erhebungsgebiet umfasst das gesamte Gebiet der Gemeinde Bad Klosterlaus-
nitz. 

  
§ 3 

Erhebungszeitraum 
 

Der Kurbeitrag wird in der Zeit vom 01.01. bis einschließlich 31.12. eines jeden Jahres 
erhoben. 

 
§ 4 

Kurbeitragspflicht 
 
(1) Beitragspflichtig sind alle Personen, die sich in dem Erhebungsgebiet aufhalten, ohne 

dort ihren Hauptwohnsitz im Sinne des Melderechts zu haben (ortsfremd), und denen 
die Möglichkeit zur Benutzung der Kureinrichtungen und zur Teilnahme an den Kur-
veranstaltungen geboten wird. 
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(2) Beitragspflichtig ist ebenso der Personenkreis, der in eigenen mobilen Wohngelegen-
heiten wie Fahrzeugen, Wohnmobilen und -anhängern (sonstige Wohngelegenhei-
ten) übernachtet. 

 
(3) Beitragspflichtig sind ferner Eigentümer oder Besitzer von Wohnungseinheiten im Er-

hebungsgebiet nach § 6 (3) der Kurbeitragssatzung. 
 
(4) Die Kurbeitragspflicht ist nicht davon abhängig, ob und in welchem Umfang die Kur-

einrichtungen genutzt oder die Kurveranstaltungen besucht werden. 
 

§ 5 
Entstehen, Fälligkeit und Entrichtung des Beitrages 

 
(1) Die Beitragspflicht nach § 4 entsteht mit dem Eintreffen im Erhebungsgebiet und en-

det mit dem Tag der Abreise. 
 
(2) Die gesamte Beitragsschuld ist mit dem Beginn der Beitragspflicht, im Falle des             

§ 6 (3) mit Zustellung des Bescheides fällig.  
 
(3) Der Beitrag ist an den zu dessen Einzug und Abführung Verpflichteten (§ 12) oder, 

falls ein solcher nicht vorhanden ist, unmittelbar an die Touristinformation Bad Klos-
terlausnitz zu entrichten. 

 
§ 6 

Höhe des Kurbeitrages 
 
(1) Der Kurbeitrag beträgt 
 

a) pro Aufenthaltstag für jede beitragspflichtige Person nach § 4 ab Vollendung des 
sechzehnten Lebensjahres: 

 
ab 01.07.2026: 1,50 € 
ab 01.01.2027: 2,00 € 
ab 01.01.2028: 2,50 € 

 
b) pro Aufenthaltstag für jede beitragspflichtige Person nach § 4 ab Vollendung des 

sechsten Lebensjahres: 
 

ab 01.07.2026: 0,75 € 
ab 01.01.2027: 1,00 € 
ab 01.01.2028: 1,25 € 

 
c) Für Kinder vor Vollendung des sechsten Lebensjahres wird kein Kurbeitrag erho-

ben. 
 
(2) Der Tag der Ankunft und der Tag der Abreise werden zusammen als ein Aufenthalts-

tag gerechnet. Der Anreisetag bleibt deshalb bei der Kurbeitragsberechnung unbe-
rücksichtigt. 
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(3) Beitragspflichtige, die im Erhebungsgebiet eine Nebenwohnung innehaben und sich 
nicht zur Ausübung ihres Berufes oder zu Ausbildungszwecken hier aufhalten, haben 
unabhängig von der Dauer und Häufigkeit ihrer Aufenthalte sowie der Jahreszeit ei-
nen pauschalen Jahreskurbeitrag zu entrichten. 

 
Er beträgt für Personen ab Vollendung des achtzehnten Lebensjahres: 

 
ab 01.07.2026: 50,00 € 
ab 01.01.2027: 70,00 € 
ab 01.01.2028: 90,00 € 

 
§ 7 

Befreiung von der Kurbeitragspflicht 
 
(1) Von der Entrichtung eines Kurbeitrages sind ohne Stellung eines Antrages befreit: 
 

1. Ortsfremde Personen, die sich zur Ausübung Ihres Berufes oder zu Ausbildungs-
zwecken im Erhebungsgebiet aufhalten. Dies gilt nicht für deren Familienange-
hörige, soweit sie sich nicht selbst zu beruflichen Zwecken im Erhebungsgebiet 
aufhalten. 

 
2. Ortsfremde Personen, wenn Sie sich als Tagesgäste im Erhebungsgebiet aufhal-

ten (z.B. Passanten), soweit Sie nicht abgrenzbare oder abgegrenzte Kureinrich-
tungen in Anspruch nehmen bzw. an entsprechenden Kurveranstaltungen teil-
nehmen. 

 
3. Ortsfremde Personen, die an eintägigen Tagungen, Kongressen, Lehrgängen, 

Seminaren, Kursen und vergleichbaren Veranstaltungen im Erhebungsgebiet teil-
nehmen, insofern hierfür berufliche Gründe vorliegen und eine Inanspruchnah-
memöglichkeit der Kureinrichtungen und Kurveranstaltungen nicht besteht. 

 
4. Familienbesucher von Einwohnern, die in deren Haushalt unentgeltlich aufge-

nommen werden und weder Kureinrichtungen noch Kurveranstaltungen in An-
spruch nehmen. 

 
5. Ortsfremde Personen, die von ihrem ständigen Wohnsitz aus Kurmittel im Wege 

ambulanter Behandlung in Anspruch nehmen. Sofern Sie weder Kureinrichtun-
gen noch Kurveranstaltungen in Anspruch nehmen.  

 
6. Kranke, die sich stationär in Krankenhäusern gem. § 107 Abs. 1 SGB V aufhalten, 

die nicht Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen gem. § 107 Abs. 2 SGB V 
und/oder Kurkliniken sind. 

 
(2) Von der Entrichtung eines Kurbeitrages werden auf Antrag befreit: 
 

1. Erwerbsunfähige Kriegsbeschädigte, denen Sonderfürsorge im Sinne des 
§27e des Bundesversorgungsgesetzes zusteht oder Pflegebedürftige, denen 
Hilfe zur Pflege im Sinne des § 61 Sozialgesetzbuch XII zu gewähren ist, 
sofern sie selbst die Kosten des Aufenthalts und der Kur in voller Höhe tragen. 
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2. Schwerbehinderte (GdB 100), Blinde und deren Begleitpersonen, wenn die Not-
wendigkeit einer Begleitperson durch amtsärztliche Bescheinigung, Schwer-
behindertenausweis oder Rentenbescheid nachgewiesen wird. 

 
3. Bettlägerige Kranke für die Zeit, in der sie ihre Unterkunft nicht verlassen kön-

nen und keine Kurmittel in Anspruch nehmen, bei Vorlage eines ärztlichen 
Attests. Dieses hat den betreffenden Zeitraum anzugeben. 

 
(3) Die Voraussetzungen für die Befreiungen von der Zahlung des Kurbeitrages nach Abs. 

(1) und (2) sind von den Berechtigten ggü. dem Wohnungsgeber nachzuweisen. 
 

§ 8 
Ermäßigung des Kurbeitrages 

 
(1) Der Kurbeitrag wird auf Antrag auf 50 % des Beitragssatzes ermäßigt für Schwer-

behinderte ab dem Grad der Behinderung in Höhe von 50, nach Vorlage eines 
Nachweises. 

 
(2) In Fällen sozialer oder unbilliger Härte kann auf Antrag der Kurbeitrag ermäßigt 

werden. 
 
(3) Der Antrag nach Absatz 2 ist als formloser Antrag vor Kurantritt bei der Gemein-

deverwaltung Bad Klosterlausnitz einzureichen. Das Vorliegen der Voraussetzun-
gen für die Ermäßigung muss nachgewiesen werden. 

 
§ 9 

Kur- und Gästekarte 
 
(1) Jeder Beitragspflichtige, der der Kurbeitragspflicht unterliegt und nicht gemäß § 7 von 

der Entrichtung des Kurbeitrages befreit ist, hat nach Entrichtung des Kurbeitrages 
Anspruch auf eine Kur- und Gästekarte (nachfolgend Kurkarte) oder ein gleichgestell-
tes Dokument. 

 
(2) Die Kurkarte enthält die Angabe der Aufenthaltsdauer und wird auf den Namen des 

Kurbeitragspflichtigen ausgestellt. Sie ist nicht übertragbar und gilt nur in Verbindung 
mit einem Lichtbildausweis. 

 
(3) Inhaber sonstiger Wohngelegenheiten nach § 4 (2) wird, im Falle des § 5 (3) die Kur- 

und Gästekarte nach der Entrichtung des Kurbeitrages in der Tourist-Information Bad 
Klosterlausnitz ausgestellt. 

 
(4) Die Kurkarte berechtigt zur Benutzung der Kureinrichtungen und zur Teilnahme an 

den Kurveranstaltungen, soweit hierfür nicht besondere Eintrittsgelder nach § 1 (3) 
erhoben werden. Die Kurkarte berechtigt des Weiteren zum kostenermäßigten Eintritt 
zu bestimmten kulturellen und touristischen Einrichtungen und enthält geldwerte Vor-
teile, die durch Leistungsträger der Region gewährt werden. Sie ist auf Verlangen 
vorzuzeigen. Bei missbräuchlicher Verwendung wird die Kurkarte eingezogen. 

 
(5) Der Verlust einer Kurkarte ist vom Inhaber der Karte bei der Touristinformation Bad 

Klosterlausnitz anzuzeigen. Für die Ersatzausfertigung wird eine Gebühr von 5,00 € 
erhoben. 
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§ 10 
Erstattung des Kurbeitrages 

 
(1) Bricht der Beitragspflichtige seinen Aufenthalt vorzeitig ab, so erhält er auf Antrag bei 

der Gemeindeverwaltung Bad Klosterlausnitz gegen Vorlage der Kurkarte und der 
Abmeldebescheinigung des Wohnungsgebers den entrichteten Kurbeitrag anteilig er-
stattet. Die Kurkarte wird eingezogen. 

 
(2) Der Antrag muss bis zum Ende des Folgemonates nach Beendigung des Aufenthal-

tes bei der Gemeindeverwaltung Bad Klosterlausnitz eingehen, anderenfalls erlischt 
der Erstattungsanspruch. 

 
§ 11 

Aufzeichnungs-, Melde- und Einhebungspflicht 
 
(1) Die gewerblichen Wohnungsvermieter, die Inhaber von Kurkrankenhäusern (Kur- und 

Rehabilitationskliniken), Schwerpunktkliniken, Sanatorien, Kurheimen oder ähnlichen 
Einrichtungen, von Hotels, Pensionen und Gaststätten, Eigentümer bzw. Nutzer von 
Wohnmobilstandorten sowie alle Wohnungsinhaber, die gegen Entgelt vorüberge-
hend Zimmer zur Verfügung stellen (sämtlich in der Satzung als „Wohnungsgeber“ 
bezeichnet), sind verpflichtet, jeden Beitragspflichtigen zur Entrichtung des Kurbeitra-
ges an- und abzumelden. 

 
(2) Der Beitragspflichtige ist verpflichtet, neben den melderechtlich vorgeschriebenen 

Angaben auch den Tag der Ankunft und den vorgesehenen Abreisetag anzugeben 
und zu unterschreiben. Beansprucht er Befreiung oder Ermäßigung, so muss er ggü. 
dem Wohnungsgeber ergänzend die zur Darlegung der satzungsgemäßen Voraus-
setzungen erforderlichen Angaben machen (z. B. über das Alter der Kinder, die Zu-
gehörigkeit zur Familie, die Teilnahme an Tagungen, Lehrgängen und Kursen, seinen 
Beruf und dessen konkrete Ausübung im Erhebungsgebiet, die betriebene Ausbil-
dung, die unentgeltliche Aufnahme als Hausbesuch oder die ambulante Inanspruch-
nahme von Kurmitteln, etc.) und unterschreiben. 

 
(3) Von den Bestimmungen der Absätze 1 und 2 sind ausgenommen die Betreiber von 

Einrichtungen im Sinne von § 7 (1) Nr. 6 sowie in diesen beherbergte Ortsfremde. 
 
(4) Der Meldepflicht im Sinne des Absatzes 1 wird dadurch entsprochen, dass die für die 

Gemeindeverwaltung bestimmte Durchschrift des Meldescheins innerhalb von sieben 
Werktagen nach Abreise des Gastes bei der Gemeindeverwaltung abgegeben wird. 
Eine Ausfertigung des Meldescheins ist vom Wohnungsgeber aufzubewahren und 
der Gemeindeverwaltung oder den von ihr beauftragten Personen auf Verlangen vor-
zulegen. Bei einer Datenerfassung über das internetbasierte Meldescheinsystem der 
Gemeindeverwaltung wird der Meldepflicht dadurch entsprochen, dass die Daten-
übermittlung unverzüglich, spätestens am Folgetag nach Abreise des Gastes, an die 
Touristinformation Bad Klosterlausnitz erfolgt. Die Meldescheine sind vollständig aus-
zufüllen. 

 
Die Führung der Meldescheine ist lückenlos nachzuweisen. Sie sind vier Jahre nach 
der letzten Eintragung aufzubewahren. Der Verlust von Meldescheinen ist unverzüg-
lich bei der Touristinformation anzuzeigen. Verschriebene oder stornierte Vordrucke 
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sind mit allen Durchschlägen an die Gemeindeverwaltung zurückzugeben. Für feh-
lende Meldescheine leistet der Wohnungsgeber der Gemeindeverwaltung einen pau-
schalen Schadensersatz von 20,00 EUR je Fehlexemplar. Der Gemeindeverwaltung 
oder den von ihr beauftragten Personen ist auf Verlangen Einsichtnahme in die Rech-
nungen über Beherbergungsvorgänge oder Vermietungsverträge und in Belegungs-
pläne der Beherbergungsstätte zu gewähren. 

 
(5) Ist der Wohnungsgeber selbst Beitragspflichtiger, so hat er die Meldung nach Absatz 

1 und 4 für sich und seine Angehörigen selbst zu bewirken. 
 
(6) Soweit die Wohnungsgeber ihre Meldungen ausschließlich über das von der Gemein-

deverwaltung eingerichtete elektronische Meldeverfahren abwickeln, erhalten sie ei-
nen Digitalbonus in Höhe von 5 % des Kurbeitrages. Die Abrechnung erfolgt als Gut-
schrift im Zuge der Aufforderung zur Abführung des Kurbeitrages, die aufgrund der 
elektronischen Meldungen erstellt werden. 

 
(7) Die erhobenen gespeicherten Daten des von dieser Satzung betroffenen Personen-

kreises werden von der Gemeinde Bad Klosterlausnitz nach Wegfall des Zweckes 
der Erhebung gelöscht. 

 
§ 12 

Einzug und Abführung des Kurbeitrages, Haftung 
 
(1) Die Wohnungsgeber nach § 11 haben den satzungsgemäßen Kurbeitrag von den 

kurbeitragspflichtigen Personen einzuziehen und gemäß des Bescheides über die 
Zahlung des Kurbeitrages an die Gemeinde Bad Klosterlausnitz abzuführen. 

 
(2) Die Wohnungsgeber haften neben den Beitragspflichtigen für die rechtzeitige und 

vollständige Einziehung und Abführung des Kurbeitrages als Gesamtschuldner. 
 

§ 13 
Aushangpflicht 

 
Diese Satzung ist in jedem Betrieb im Sinne des § 11 Absatz 1 an allgemein zugäng-
licher Stelle deutlich sichtbar auszuhängen. Die Gemeinde Bad Klosterlausnitz bzw. 
deren Beauftragte stellt entsprechende Exemplare kostenlos zur Verfügung. 

 
§ 14 

Haftung 
 
(1) Gemäß § 16 ThürKAG wird wegen Abgabenhinterziehung mit Freiheitsstrafe bis zu 

zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wer 
 

1. der Gemeinde Bad Klosterlausnitz bzw. deren Beauftragten über Tatsachen, die 
für die Erhebung oder Bemessung von Abgaben erheblich sind, unrichtige oder 
unvollständige Angaben macht; 

 
2. der Gemeinde pflichtwidrig über abgaberechtlich erhebliche Tatsachen in Un-

kenntnis lässt 
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und dadurch Abgaben verkürzt oder für sich oder einen anderen nicht gerechtfertigten 
Abgabevorteile erlangt. Der Versuch ist strafbar. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt gemäß § 17 ThürKAG, wer als Abgabepflichtiger oder bei 

Wahrnehmung der Angelegenheiten eines Abgabepflichtigen eine der in Absatz 1 
bezeichneten Taten leichtfertig begeht (leichtfertige Abgabeverkürzung). Er kann mit 
einer Geldbuße bis zu 10.000,00 € belegt werden. 

 
(3) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsätzlich oder leichtfertig 
 

1. Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind oder 
 

2. den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der Ab-
gabenerhebung, insbesondere zur Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur 
Führung von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung von Abga-
ben zuwiderhandelt 

 
und es dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Ab-
gabenvorteile zu erlangen (Abgabengefährdung). Er kann mit einer Geldbuße bis zu 
5.000,00 € belegt werden. 

 
§ 15 

Rechtsmittel, Vollstreckung 
 
(1) Die Rechtsbehelfe gegen die Heranziehung zum Kurbeitrag richten sich nach der 

Verwaltungsgerichtsordnung. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs hat keine aufschie-
bende Wirkung (§ 80, Absatz 2, Nr. 1, VwG0). 

 
(2) Die Beitreibung von Kurbeiträgen erfolgt nach dem Thüringer Verwaltungszustel-

lungs- und Vollstreckungsgesetz (ThürVwZVG) in der jeweils gültigen Fassung. 
 

§ 16 
Inkrafttreten  

 
Diese Kurbeitragssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Satzung zur Erhebung einer Kurtaxe der Gemeinde Bad Klosterlausnitz 
vom 02.03.2010 außer Kraft. 

 
 
 
 
Bad Klosterlausnitz, den 04.06.2026 
 
 
 
 
Steinbrücker 
- Bürgermeister -     - Siegel - 
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